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Landkreis Uckermark  Drucksachen-Nr. 

BV/083/2021 
 Datum 

14.04.2021 
 

 

Zuständiges Dezernat/Amt: Landrätin / Personalamt 
 

Beschlussvorlage  öffentliche Sitzung 
 

Beratungsfolge Datum 

Stimmenverhältnis 
Lt. Beschluss- 

vorschlag 

Abweichender 
Beschluss 

(s. beiliegen-
des Formblatt 

Ja Nein 
Stimmen-
enthaltung 

Ein-
stimmig 

Kreisausschuss 01.06.2021       

Kreistag Uckermark 09.06.2021       

 
Inhalt: 
 

Gewährung einer Dienstaufwandsentschädigung für den ersten Beigeordneten 
 
 
Wenn Kosten entstehen: 

Kosten  

      € 

Produktkonto 

      

Haushaltsjahr 

      

 

 

 

Mittel stehen zur Verfü-
gung 

 Mittel stehen nicht zur Verfügung Deckungsvorschlag: 

 Mittel stehen nur in folgender Höhe 
zur Verfügung:  

       € 

      

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag setzt die monatliche Dienstaufwandsentschädigung für den ersten Beigeordne-
ten auf 282 Euro ab dem 01.02.2021 fest.  

 
 
 
gez. Karina Dörk  15.04.2021 

Unterschrift  Datum  
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Begründung:  
 
Gemäß der Verordnung über die Besoldung und Dienstaufwandsentschädigung der haupt-
amtlichen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten auf Zeit der Gemeinden und Gemeindever-
bände im Landes Brandenburg (Brandenburgische Kommunalbesoldungsverordnung – Bbg-
KomBesV) können die Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten für die durch das Amt bedingten 
Mehraufwendungen eine steuerfreie Dienstaufwandsentschädigung zur Abdeckung des mit 
dem übertragenen Amt verbundenen zusätzlichen persönlichen Aufwandes nach Maßgabe 
von § 17 Absatz 1 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes erhalten.  
 
Die Höhe der Dienstaufwandsentschädigung wird zu Beginn jeder Amtszeit durch Beschluss 
der kommunalen Vertretungskörperschaft unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Höhe 
des Aufwandes nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Verordnung festgesetzt. 
 
Die Beträge wurden nunmehr für den ersten Beigeordneten auf der Grundlage der typi-
scherweise im Zusammenhang mit den Amtsgeschäften entstehenden Aufwendungen ermit-
telt. 
 
Die Zuständigkeit des Kreistages ergibt sich aus § 6 BbgKomBesV. 
 
  
 
 
Anlagenverzeichnis:   
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